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Koalitionsvertrag 

Gemeinsam für 
Deutschland 

°er Weg für eine Große Ko- 
''tion unter Führung der 

Un'on ist frei. Mit überwal- 
lender Mehrheit stimm- 
en die Delegierten des Bun- 

e$ausschussesin Berlin für 
en Koalitionsvertrag mit 

de" Sozialdemokraten. 
In     ihrer    Rede    warb 

die  Vorsitzende   der  CDU 

Deutschlands, Angela Mer- 
kel, für die Koalitionsver- 
einbarung: „Wir haben als 
stärkste politische Kraft den 
Auftrag, die Regierung zu 
bilden." Es gelte, sich der 
Verantwortung zu stellen 
und Verbesserungen für 
die Menschen zu erreichen. 
Merkel verwies darauf, 

Dokumentation 

Bericht der Vorsitzenden 

der CDU Deutschlands 

und Vorsitzenden der 

CDU/CSU-Fraktion im 

Deutschen Bundestag 

Angela Merkel zur 

aktuellen politischen 

Situation und den 

Koalitionsverhandlungen 

Innenteil 



Koalitionsvertrag 
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Angela Merkel wirbt um Zustimmung für die Koalitionsvereinbarung 

dass der Koalitionsvertrag 
wesentliche Bestandteile des 
Wahlprogramms der Union 
enthalte. So sei eine solide 
Haushaltspolitik schon im- 
mer „ein Markenzeichen" 

von CDU und CSU gewesen. 
Deshalb werde die unions- 
geführte Bundesregierung 
trotz eines Finanzlochs in 
Höhe von 35 Milliarden Euro 
schon imJahr2007 wiederei- 
nen verfassungskonformen 
Etat vorlegen. In diesem Zu- 
sammenhang verteidigte die 
designierte Bundeskanzlerin 
die Erhöhung der Mehrwert- 
steuer. Die Alternative hätte 
darin bestanden, die Renten 
zu kürzen oder auf Investitio- 
nen zu verzichten. 

Nach vier Jahren werde 
sich die Große Koalition da- 
ran messen lassen müssen, 
ob es wieder mehr zukunftS' 
fähige und sichere Arbeits- 
plätze im Land gebe, sagtedie 

CDU-Vorsitzende weiter. An 
Fortschritten in dieser Frage 
entscheide sich auch, ob die 
Menschen wieder Zutrauen 
in die Gestaltungskraft von 
Politikfassen werden. Merkel 

betonte, mit Blick auf die 
Flexibilisierung des Arbeits- 
rechts hätte die Union gerne 

mehr erreicht. Aber Politik 
sei nicht „die Kunst des 
Wünschbaren", sondern „die 

Kunst des Möglichen", zl' 
tierte die Parteivorsitzende 

Konrad Adenauer. 
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Koalitionsvertrag 

Besser für die Menschen. 
°"<er Kauder bei seiner Rede auf dem Bundesausschuss. 

Dass es gelungen sei, die 
L°hnzusatzkosten zu sen- 
ken und den Kündigungs- 
schutz für Neueinstellun- 
§en zu lockern, um neue Ar- 

beitsplätze zu schaffen, be- 
*eichnete Merkel als „Rie- 
Ser>gewinn". Das Thema be- 
tr'ebliche Bündnisse für Ar- 

e't werde die Union weiter 
Erfolgen,   unterstrich  die 

arteivorsitzende. Außer- 
dem legte sie ein klares Be- 

*enntnis  zum   Bürokratie- 

abbau und für eine Unter- 
nehmensteuerreform zum 
1. Januar 2008 ab. Der Koa- 
litionsvertrag sei kein Ab- 
schluss, sondern der Anfang 
der künftigen Regierungs- 
arbeit. 

Merkel kündigte an, dass 
sich die CDU parallel zur Re- 
gierungstätigkeit die Ausar- 
beitung eines neuen Grund- 
satzprogramms vornehmen 
werde. Gerade in Zeiten ei- 
ner Großen Koalition müsse 

sich die CDU ihrer christde- 
mokratischen Identität ver- 
sichern. 

„Die Menschen müssen 
spüren, dass wir uns etwas 
zutrauen", warb auch CDU- 
Generalsekretär Volker Kau- 
der auf dem Kleinen Partei- 
tag für die Zustimmung zum 
Koalitionsvertrag. Nurwenn 
die CDU von sich selbst 

überzeugt sei, würden die 
Menschen glauben, dass 
„wir etwas tun wollen", so 
der Generalsekretär. Es gel- 
te jetzt, das Profil der CDU 
auch inderGroßen Koalition 
deutlich zu machen. Kauder 
betonte:„Wirwerden nurer- 
folgreich sein, wenn wir als 
Union zusammen halten." 
Mit Blick auf radikale Par- 
teien am Rande des Partei- 
enspektrums warnte er: 
„Wenn wir keinen Erfolg ha- 
ben, wird sich an den Rän- 
dern etwas ändern." 

überwältigender Mehrheit stimmen die Delegierten für den Koalitionsvertrag. 

37IOS 



Koalitionsvertrag 

Große Koalition 

po* o\o» 

Der Anfang ist gemacht - 
die Arbeit beginnt. 
Die Große Koalition von Union und SPD stellt die Weichen für einen neuen Anfang in Deutschland. 

Mit der CDU kommt es zu einem echten Politikwechsel in unserem Land. 

Vor der Wahl hat die Union gesagt: Wir stehen für einen echten Politikwechsel. Wir wollen einen Wechsel zu 

Klarheit und Verlässlichkeit, zu Arbeit und Wachstum, zu Zukunft für Familien und Kinder sowie zu Zuversicht 

und Chancen. Im Koalitionsvertrag mit der SPD ist uns das in weiten Teilen gelungen: 

• Wechsel zu Klarheit und Verlässlichkeit: Wir sanieren die öffentlichen Haushalte und konsolidieren die 

sozialen Sicherungssysteme. Durch Einsparungen und Einnahmeverbesserungen im Bundeshaushalt schaf- 

fen wir Gerechtigkeit zwischen den Generationen und sichern die Zukunft unseres Landes. 

• Wechsel zu Arbeit und Wachstum: Wir senken die Lohnzusatzkosten um zwei Prozentpunkte und flexibili- 

sieren den Arbeitsmarkt. Das macht Arbeit im internationalen Vergleich wieder konkurrenzfähiger. 

Außerdem helfen wir vor allem dem Mittelstand: Investitionen werden gefördert, Bürokratie und Kosten 
werden abgebaut. 

• Wechsel zu Zukunft für Familien und Kinder: Wir wollen, dass die Familie als die wichtigste Form des 

Zusammenlebens gestärkt wird. Wir haben vereinbart, die Kinderbetreuung auszubauen, die Kinderzulage 
zu erhöhen, ein Elterngeld einzuführen und Kinderbetreuungskosten bei der Einkommensteuer vom ersten 

Euro an zu berücksichtigen. 

• Wechsel zu Zuversicht und Chancen: Wir wollen, dass Deutschland im internationalen Vergleich wieder 

Spitze ist. Was andere Länder können, kann Deutschland auch - mit einer besseren Politik. Das zeigt auch 
der Vergleich zwischen den Bundesländern: Wo die CDU regiert, geht es den Menschen besser. 

Die CDU wird nicht nachlassen, in den kommenden Jahren auch über das Beschlossene hinaus 

alles für das Wohl der Menschen zu tun. Wir wollen Deutschlands Weg zurück an die Spitze ebnen. 
Der Anfang ist gemacht - die Arbeit beginnt. 

Besser für die Menschen. 

V.i.S.d.P.: CDUBundesgeschäftsslelle | Klingelhoferstraße 8 110785 Berlin | infoi9cdu.de | www.cdu.de 
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IW-Studie 

Vielen Beschäftigten bleibt netto mehr! 
as Regierungsprogramm 

v°n Union und SPD entlas- 

st trotz der Mehrwert- 
steuererhöhung  viele  Ar- 
e'tnehmer: Die niedrige- 
en Lohnnebenkosten brin- 

&en ihnen netto mehr, als sie 
nach der Mehrwertsteue- 
rerhöhung zusätzlich wer- 

en ausgeben müssen. 
Das geht aus Berechnun- 

gen des Instituts der deut- 
en Wirtschaft (IW) für das 
Handelsblatt(15. November) 
aiJf Basis der Konsumquoten 

es Statistischen Bundesam- 
ts hervor. „Die Wirkung der 
^ehrwertsteuererhöhung 
auf den Konsum wird über- 
schätzt", erklärte IW-Steuer- 
exPerte Winfried Fuest ge- 
genüber dem Handelsblatt. 

Union und SPD haben sich 
^ Koalitionsvertrag darauf 
geeinigt, die Mehrwertsteuer 
*Urn 1. Januar 2007 von 16auf 

Prozent zu erhöhen. Im 
^egenzug soll der Arbeits- 
°sen Versicherungsbeitrag 

urn 2Wej Prozentpunkte sin- 

*en und der Rentenversiche- 
rungsbeitrag um 0,4 Prozent- 
Punkte steigen. Da sich Ar- 
eitgeber und Arbeitnehmer 
le Versicherungsbeiträge 

tei|en, stehen sich die Arbeit- 
nehmernettoumO,8Prozent- 
pLjnkte vom Bruttolohn bes- 

ser als bisher. Diese Nettoloh- 
nerhöhung werde entgegen 
den Erwartungen vieler Ex- 
perten aber nicht durch die ab 
2007 höheren Preise aufge- 
zehrt, so die IW-Berechnun- 
gen: Ein verheirateter Allein- 
verdiener mit zwei Kindern 
und einem Jahresbruttoge- 
haltvon 60.000 Euro hat unter 
dem Strich 144 Euro mehr zur 
Verfügung als vorher. 

Gegenüber dem Handels- 
blatt erklärte Fuest die ver- 

gleichsweise geringe Auswir- 
kung damit, dass die größten 
Posten bei den Ausgaben der 
HaushalteMieteund Lebens- 
mittel seien - und dort ändert 
sich nichts: Mieten bleiben 
mehrwertsteuerfrei, und Le- 
bensmittel werden weiterhin 

mit dem niedrigeren Satz von 
sieben Prozent besteuert - 
wie auch 50 weitere Produkt- 
gruppen, darunter Drucker- 
zeugnisse, Nahverkehrs- 
tickets und Schnittblumen. 

Auswirkungen des Koalitionspakets 

Angestellter 
West 

Sekretärin    Facharbeiter 
West Ost 

Bruttolohn/-gehalt 60000 32 500 29 000 

Verheiratet, 
zwei Kinder 

Ledig, 
kein Kind 

Verheiratet, 
ein Kind 

Nettoeinkommen (alt) 41980 19 535 23 226 

Nettoeinkommen monatlich (alt) 3 498 1628 1936 

Entlastung durch niedrigeren Beitragssatz 
zur BA (Arbeitnehmeranteil) 

600 325 290 

Belastung durch höheren RV-Beitrag 
(0,4 PP, Arbeitnehmeranteil) 

-120 -65 -58 

Ersparnis Sozialversicherungsbeiträge 480 260 232 

Nettoeinkommen (neu) 42 460 19795 23 458 

Nettoeinkommen monatlich (neu) 3 538 1650 1955 

Monatliche Differenz 40 22 19 

Verteuerung des Konsums pro Jahr durch 
zusätzliche MWSt-Belastung (3 PP) 

Veränderung pro Jahr inklusive 
Mehrwertsteuerbelastung 

Angaben in Euro; PP = Prozentpunkte 

-97 

Quelle: IW Köln 
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Aus den Ländern 

Berlin  braucht starke  Familien 

Kindergeschrei ist Zukunftsmusik 

Es ist Zeit für eine neue Fa- 
milienpolitik. Familie ist 
dort, wo Kinder sind. Wo El- 
tern für Kinder und Kinder 
für Eltern Verantwortung 
tragen. Aber Familie ist heu- 
te mehr als ein Ehepaar mit 
Kind. Familie ist auch dort, 
wo ein Trauschein fehlt, bei 
alleinerziehenden Müttern 

oder Vätern. 
Die Politik muss für diese 

unterschiedlichen Lebens- 
entwürfe Rahmenbedingun- 

gen schaffen. Politik kann 
keine Kinder verordnen - 
aber Politik kann und muss 
dafür sorgen, Kinder nicht 
zur finanziellen Last werden 
zu lassen. Kinder sind Liebe, 
Freude, Glück, sind Leben 
und Zukunft. Wir wollen Kin- 
der und wir wollen Familien. 
Und deshalb müssen wir 
Menschen, die sich dafür 
entschieden haben oder vor 
der Entscheidung stehen, 

unterstützen und ihnen ver- 
lässliche Bedingungen an- 

bieten. 
Gerade in einer Groß- 

stadt wie Berlin müssen wir 
erkennen, dass das traditio- 
nelle Familienbild die Rea- 
lität nicht mehr vollständig 
erfasst. Die nicht-eheliche 
Lebensgemeinschaft und 
Singlehaushalte   sind   auf 

Nicolas Zimmer 

dem Vormarsch. Die Zahl al- 
leinerziehender Mütter und 

Väter wächst. Die sogenann- 
te „Patchworkfamilie" ist 
Trend. 

Wir müssen Familienpoli- 
tik zukünftig als wesentliche 
Querschnittsaufgabe aller 
gesellschaftlicher Belange 
ansehen: Wir müssen auf 
neue Entwicklungen schnel- 
ler reagieren, die Erzie- 
hungskompetenz stärken, 

uns auf die Problembewälti- 
gung in Partnerschaft und 
Ehe besser ausrichten und 
unterstützende Maßnahmen 
bei familiären Belastungen 
und Konfliktsituationen so- 
wie bei sozialen Sorgen und 
Nöten bereitstellen. 

Familien sind Arbeits- 
kräfte und Konsumenten zu- 
gleich.Deshalbmussein Pro- 
zess   des   Ausgleichs   zwi- 

schen wirtschaftlichen >n' 
teressen und sozialen Erfor- 
dernissen von Familien er 
folgen und sich die Wirt- 
schaft mehr familienfreund- 
lichen Maßnahmen,wie zum 

Beispiel flexiblen Arbeitszei- 
ten, Teilzeitarbeitsplätzen 

und Betriebs-Kitas, öffnen- 

Die Förderung und Siche- 
rung von Arbeitsplätzen un 
die Vermittlung in Arbeit hat 

absoluten Vorrang. Die Be- 
kämpfung der Jugendarbeits- 

losigkeit muss eine zentrale 
Rolle spielen. Die sozialen 

Sicherungssysteme sind s 

auszurichten,   dass   Kinder 
nicht mehr ein Armutsrisik^ 

bedeuten. Gleichzeitig s'nd 

Familien   durch   geeignete 

Maßnahmen  zu  unterste 
zen,  um die Vereinbare' 

von Familie und Beruf zu fo1" 
dem, Hilfen bei der Pflege 

von Familienangehörigen be- 

reit zu stellen sowie sozia 
schwachen Familien mitge' 
zielten Beratungs- und Hü's 

angeboten zu stärken. E"1 

gerechte Steuerpolitik setz 
Einkommensanteile zur E*' 
istenzsicherung   steuerfrei- 
Kindererziehungszeiten un 
Pflegezeiten  für  pflegebe- 

dürftige Angehörige sind in 
der  Rente angemessen z 

berücksichtigen. 
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Aus den Ländern 

Gesundheitspolitik    für 
arr"lien bedeutet vor allem 

e,n   bedarfsgerechtes   Netz 
arnbulanter und stationärer 
Angebote,   unterschiedlich 
ausgerichteter Informations- 
^d Beratungsstellen sowie 

arT1'lienentlastende Dienste. 
ie Lasten für die Kranken- 
ersicherung von  Kindern 

falten von der Allgemein- 

st getragen werden. 

fa 
Die Bildungspolitik um- 

Sst alle Altersstufen von 
er Kita bis ins Seniorenal- 
er! qualitativ guten, leis- 
Ungsorientierten und diffe- 

renzierten Schulangeboten 
zur Förderung von individu- 
ellen Begabungen und Fäh- 
igkeiten; Berufsausbildung 
und Studium; Familienbil- 
dung und lebenslangem Ler- 
nen für Menschen in der Le- 
bensmitte und im Alter. Alle 
Kinder müssen die Chance 
auf ein selbstbestimmtes Le- 
ben erhalten. 

Familienpolitik ist Politik 
nicht nur für sondern mit 
Kindern und Jugendlichen. 
Der Kinderschutz, die Sorge 
um das Kindeswohl, die Stär- 
kung von Kinderrechten so- 

wie die Werteerziehung sind 
dabei weiterhin von zentra- 
ler Bedeutung. 

Stadtgestaltung, Ver- 
kehrsplanung und Infra- 
strukturmüssen den Bedürf- 
nissen von Familien Rech- 
nung tragen. Bezahlbarer 
Wohnraum und günstige 
Nahverkehrstarife, Ver- 
kehrssicherheit und Lärm- 
schutz gehören ebenso dazu 
wie Grünflächen, Parks, Kin- 
derspielplätze sowie saube- 
re Straßen und der Schutz 
der natürlichen Lebens- 
grundlagen. 

DEUTSCH-CHINESISCHE BEZIEHUNGEN 

Unter einer neuen Bundes- 
regierung sollen die wirt- 
schaftlichen und politi- 
schen Beziehungen zwi- 
schen Deutschland und 

China ausgebaut werden. 
Darin waren sich der 

chinesische Staatspräsident 
^u Jintao und die Vorsit- 
2ende der CDU Deutschl- 
ands und designierte Bun- 
deskanzlerin, Angela Mer- 
kel, nach einem Treffen in 
Berlin einig. 

Merkel und Hu, die zum 
ersten Mal zu einem Ge- 
spräch zusammenkamen, 

behandelten neben Fragen 
^er Energie- und Umwelt- 
Do|'tik auch das Thema 

Menschenrechte. In die- 
sem Zusammenhang unter- 

Angela Merkel und Hu Jintao 

strich die CDU-Vorsitzen- 
de, dass die Einhaltung 
rechtsstaatlicher Grundsät- 
ze eine Voraussetzung für 
eine nachhaltige politische 
Entwicklung eines jeden 
Landes sei. 

Während des 45-minüti- 
gen Gesprächs lud der chi- 
nesische Staats- und Par- 

teichef die desig- 
nierte Kanzlerin zu 
einem Besuch in 
der Volksrepublik 
ein. Im Gegenzug 
sprach Merkel eine 
Einladung für Hu 
zur Fußball-Welt- 
meisterschaft 

2006 aus. 
An dem Treffen 

im Hotel Adlon 
nahmen auch der Vorsit- 
zende der CSU-Landes- 
gruppe und designierte 
Bundeswirtschaftsminister, 
Michael Glos, sowie die 
außen- und europapoliti- 
schen Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 

Friedbert Pflüger und Peter 
Hintze, teil. 
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Frauen Union 

Darüber hinaus müssen 
wir Antworten finden auf 
die Frage, wie wir die Mi- 
gration von Familien aus 
anderen Kulturkreisen ver- 
bessern. Auch hier spielt 
die Bildung eine entschei- 
dende     Rolle     über     die 

Sprachförderung und -kur- 
se für die bei uns lebenden 
Menschen. Anpassungsbe- 
darf an neue Realitäten gibt 
es auch beim Ehe- und Fa- 
milienrecht, beim Um- 

gangs- und Sorgerecht, hin- 
sichtlich   eines   umfassen- 

den Kinderschutzes, aber 
auch beim Umgang mit ei- 
ner Kinder- und Jugendkri- 
minalität, die uns bisweilen 

tief betroffen macht. 
NicolasZimmeristFrak- 

tionsvorsitzender im Abge- 
ordnetenhaus von Berlin- 

Bundesdelegiertentag 

11 Kein normaler Stabwechsel" 

Rita Süssmuth, Angela Merkel und Maria Böhmer auf dem Bundesdelegiertentag der Frauen Union (v.l.n.r.). 

Maria Böhmer, seit vier Jah- 
ren Bundesvorsitzende der 
Frauen Union, wurde auf 

dem Bundesdelegiertentag 
in Ludwigsburg mit einem 

Spitzenergebnis von 97,18 
Prozent im Amt bestätigt. 

Die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands, Angela Mer- 
kel, kam unmittelbar nach 

Abschluss der Koalitions- 

verhandlungen zum De- 
legiertentag der Frauen 
Union und hielt dort ihre er- 
ste   Rede  über  die   Koali- 
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Frauen Union 

tionsvereinbarung. Mit 
Ending Ovations wurde 
sie von den 600 Delegierten 
begrüßt. „Die Wahl der ers- 
en Bundeskanzlerin in 

Deutschland ist kein norma- 
erStabwechsel.Dasisteine 
ku|turelle Revolution. An- 
gela Merkel wird die allerer- 
ste Frau in unserem Land", 
Sagte Maria Böhmer. 

Mit  einer   Frau  an   der 
P'tze biete sich nun auch 
le Chance, die  politische 
eühabe von Frauen auf al- 
en Ebenen zu verbessern. 
Denn   als   Bundeskanzlerin 
könne Merkel die Standards 
Set2en, so Böhmer weiter. 

Ie   bemängelte   zugleich, 
dass der Anteil weiblicher 

^-DU-Abgeordneterim Euro- 
paparlament, im Bundestag 
Und in den Landtagen von 
Schleswig-Holstein        und 
^ordrhein-Westfalen      bei 
den letzten Wahlen deutlich 

gesunken sei. Dieser Ent- 
W|cklung müsseentschieden 
entgegengetreten werden. 

Mit Blick auf die Koaliti- 
onsvereinbarung hob An- 
gela Merkel u.a. die Aner- 
kennung des Privathaushal- 
tes als Arbeitgeber als zen- 
trale Weichenstellung für 
mehr Arbeitsplätze hervor. 
D'es würde sich auf Haus- 
ha|tskräfte, Kinderbetreu- 
Ung und Handwerkerlei- 
stungen rund um den Privat- 
haushalt erstrecken. Damit 
würde   der   Schwarzarbeit 

begegnet. Zugleich sei es 
ein Beitrag zur besseren 
Vereinbarkeit von Familie 
und Erwerbstätigkeit sowie 
für Ältere, die auf Hilfe im 
Haus angewiesen seien. 

Das Bohren dicker Bret- 
ter habe endlich zum Erfolg 
geführt, erklärte Maria Böh- 

mer. Denn für die Frauen 
Union sei die Anerkennung 
des Privathaushaltes als Be- 
trieb ein zentrales Anliegen. 
Haushaltsscheck, Dienstleis- 
tungsagenturen und steuer- 
liche Absetzbarkeit seien 
wichtige Schritte zur Errei- 
chung dieses Ziels. Sie wur- 
den von der Frauen Union 
durchgesetzt. 

„Männer und Frauen 
sind gleichberechtigt. Art. 3 
Grundgesetz umsetzen - 
Deutschlands Chancen nut- 
zen." - Unter diesem Motto 
diskutierten die Delegierten 
überdieSituationvon Frauen 

in der CDU, die Situation von 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt 

und das Thema „Frauen- 
rechte - Menschenrechte". 
Neben einer besseren politi- 
schen Teilhabe von Frauen 
standen die Forderungen 
nach einer Berücksichtigung 
der typisch unterbrochenen 
Erwerbsbiografien bei der 
Reform der sozialen Siche- 
rungssysteme sowie die ent- 
schiedene Bekämpfung von 
Zwangsheirat und Zwangs- 
prostitution im Mittelpunkt 
der Debatte. 

Kommunalfinanzen 
auf solide Basis 

stellen! 

CDU.CSUundSPDsindsich 
einig: Die Kommunalfinan- 
zen müssen auf einer soli- 
den Basis stehen. 

Dabei ist klar, dass der 
enorme Konsolidierungsbe- 
darf nicht kurzfristig zu be- 
wältigen ist. Schließlich be- 
finden sich die öffentlichen 
Haushalte derzeit in einer 
außerordentlich ernsten 

Lage. Die laufenden Ausga- 
ben liegen zum Teil drama- 
tisch über den regelmäßig 
fließenden Einnahmen. 

Neben einer Vereinfa- 
chung der Grundsteuer ist 
das strukturelle Ziel der 
Großen Koalition eine wirt- 
schaftskraftbezogene kom- 
munale Unternehmensbe- 
steuerung mit eigenem He- 
besatzrecht. Diese muss ad- 
ministrativ handhabbar sein, 
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den Kommunen insgesamt 
ein stetiges Aufkommen si- 
chern, die interkommunale 
Gerechtigkeit wahren und 
keine Verschiebung der Fi- 
nanzierungzu Lasten der Ar- 
beitnehmer beinhalten. 

Grundsätzlich gilt, dass 
die Gewerbesteuer nur er- 
setzt wird, wenn für eine Al- 

ternative hinreichend ge- 
naue Kenntnisse über die 
Verteilungsfolgen vorlie- 
gen. 

Peter Götz ist der kom- 
munalpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion. 

Koalitionsvertrag als 
Chance begreifen 

Vor dem Hintergrund der 
bisherigen rot-grünen Poli- 
tik und der Wahlaussagen 
dieser beiden Parteien so- 
wie angesichts der Tatsa- 
che, dass das Wahlergebnis 
uns zu einer Großen Koali- 
tionzwingt, istdasim Koali- 
tionsvertrag Erreichte ein 
Erfolg. 

Beide künftigen Regie- 
rungspartner haben nun die 
Pflicht, einvernehmlich mit 
der Autorität einer Großen 

Koalition diesen Vertrag mit 
Leben zu füllen und nach 
praktischen Lösungen zu 
suchen, um eine Trend- 
wende in Deutschland ein- 
zuleiten. 

Das gilt um so mehr, weil 
viele Positionen offen ge- 
blieben sind, die nun durch 

praktische Politikansätze 
und konkretes Handeln der 
neuen Bundesregierung im 
Interesse von Wachstum 
und Arbeitsplätzen ausge- 
füllt und gestaltet werden 
können und müssen. 

Eine Vielzahl mittelstän- 

discher Forderungen wur- 
den erreicht, wie z. B. ein ra- 
dikaler und systematischer 
Bürokratieabbau, die Er- 
leichterung der Unterneh- 
mensnachfolge im Erb- 
schaftsteuerrecht, verbes- 
serte Abschreibungsregeln, 
Rechtsforme nneutralität 
bei der geplanten Unter- 
nehmensteuerreform, eine 
Senkung des Beitrags zur 
Arbeitslosenversicherung, 
mehr Liquidität durch An- 
hebung der Ist-Besteue- 
rungsgrenze in den alten 
Bundesländern, die Redu- 
zierung der Statistik-, Do- 
kumentations- und Buch- 
führungspflichten, Erleich- 
terungen für Existenzgrün- 
der, das Ende der Ich-AGs, 
eine Reform der Gesetzli- 
chen Unfallversicherung, 
bessere Rahmenbedingun- 
gen für die Mittelstandsfi- 
nanzierung, die Entideolo- 

gisierung der Energiepolitik 
sowie eine Neuausrichtung 
der Wirtschafts- und För- 
derpolitik auf den Mittel- 
stand. 

Hartmut Schauerte 

Die 123 Mitglieder des 

Parlamentskreises Mittel' 
stand sagen darum ja zurn 

ausgehandelten Koalitions- 

vertrag und erwarten seine 
konsequente Umsetzung be1 

allen vereinbarten Reform- 

maßnahmen. 
Gleichzeitig sehen wir die 

Möglichkeit, auch über die 
getroffenen Festlegunge11 

hinaus auf einer Vielzahl 
weiterer Reformbaustellen 

den Erneuerungsprozess für 

Deutschland voranzubrin- 

gen. Wir werden uns in den 
nächsten vier Jahren koH' 
struktiv in diesen Reform- 

prozess einbringen mit der 
Grundüberzeugung, dass 
nun nicht ideologische und 
programmatische Aufrüs- 
tung gefragt ist, sondern 

pragmatische Lösungen ge- 
sucht werden müssen, um 
die Modernisierung und 
Zukunftsfestigkeit unseres 
Landes wieder herzustellen- 
Jetztsind politischerMutund 

Gestaltungskraft gefragt. 
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irtmut Schauerte  ist 

Ersitzender des Parla- 
mentskreises Mittelstand 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fral<tion und Stellvertre- 
ter Bundesvorsitzender 

der Mittelstands- und Wirt- 
Scnaftsvereinigung der 
CDU/CSU. 

Di 

Lebensmittel- 
kontrolle stärker 

koordinieren 

e gesundheitliche Un- 
bedenklichkeit aller Le- 
bensmittel hat für die 
Union oberste Priorität. 
Den Wünschen der Ver- 
braucher nach hochwerti- 
gen und gesunden Nah- 
rungsmitteln muss ver- 
parkt Rechnung getragen 
werden. 

Dazu ist die staatliche Le- 
erismittelüberwachung ne- 

ben privaten und betriebli- 
chen Eigenkontrollen sowie 

Meldepflichten ein entschei- 
dendes Instrument. Vergan- 
te Skandale und Krisen 
Ur,d ihre Bewältigung haben 
gezeigt, dass Deutschland 
lnsgesamt gut gerüstet ist. 
Das hat die Reaktion auf den 
F|eischskandal in Bayern 
ebenso gezeigt wie die 
schnelle Reaktion derzustän- 
d'gen Landesbehörden auf 
deri Geflügelfleischskandal 
ln Niedersachsen. 

Lebensmittelkontrolle 

ist eine Aufgabe der Länder. 
Insgesamt sollte der Bund 
aber dennoch die Lebens- 
mittelkontrollen der Länder 
noch stärker koordinieren. 
Ein einheitliches Durch- 
führungsrecht und bessere 
Koordination und Kommu- 
nikation zwischen Bund 
und Ländern sowie Bund 
und EU ist insbesondere 
notwendig, da nationales 
Vorgehen und fehlende Ab- 
stimmung zwischen Län- 
dern und Bund verzögernd 

wirken können. 
Deshalb sollte die Ko- 

ordinierungskompetenz 
des Bundesamtes für Ver- 
braucherschutz in Abspra- 
che mit den Bundesländern 
gestärkt werden. 

Darüber hinaus sollten 
privatrechtliche Qualitäts- 
sicherungssysteme und die 
amtliche Lebensmittelkon- 
trolle besser verzahnt wer- 

den. 
Peter Bleser ist Vorsit- 

zender   der   Arbeitsgruppe 

Ursula Heinen 

Verbraucherschutz, Ernäh- 
rung und Landwirtschaft der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion. Ursula Heinen ist Be- 
auftragte für Verbraucher- 
schutz und Lebensmittelsi- 
cherheit der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion. 

•M    WEBTIPP 

Einen interaktiven 
Text des Koalitions- 

vertrags zwischen 
CDU, CSU und SPD 

„Gemeinsam für 
Deutschland. Mit 
Mut und Menschlich- 
keit." finden Sie unter 
www.cducsu.de 

Eine Kurzbiografie 
der Kandidaten der 
Union für das neue 
Bundeskabinett 
finden Sie ebenfalls 
unter www.cducsu.de 
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Öffentlichkeitsarbeit 

60 JAHRE CDU 
Kugelschreiber 

Bestell-Nummer: 9204 
Preis je 10( 
inkl. MwSt.: 74,82 € 

Streichhölzer „60 Jahre CDU" 
Schachtel-Set mit 20 verschiedenen 
Plakatmotiven 

Bestell-Nummer: 9205 

Preis je 100 Stück: 8,50 € 
inkl. MwSt: 9,86 € 

Postkarten-Set „60 Jahre CDU' 
5 verschiedene Motive (1 Set) 

Bestell-Nummer: 9206 
Preis je 25 Sets: 10,00 € 
inkl. MwSt.: 11,60 € 

1CDÜ 

vwtfenlet. Mitglied 

G_,*U< 

AfpP m 

      _.äT~ ""CDU 

Urkunde 

„60Jahre CDU-Mitglied* 
DIN A4 

Bestell-Nummer: 0189 
Preis je 50 Stück: 6,10 € 
inkl. MwSt.: 7,08 € 

Broschüre „60 Jahre CDU" 
Erfolgreich für Deutschland 

Bestell-Nummer: 5208 
Preis je 2! 

inkl. MwSt: 13,11 € 
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ADVENTSZEIT 

Advents-/ Weihnachtsliederbuch 

Bestell-Nummer:2867 
Preis je 25 Stück: 8,00 € 

inkl. MwSt.: 9,28 € 

Weihnachts-CD 

Bestell-Nummer:9300 
Preis je Stück: 2,00 € 

inkl. MwSt: 2,32 € 

Klassik-CD 
„Harmonie in Sinfonie" 

Bestell-Nummer: 9116 
Preis je Stück: 4,00 € 

inkl. MwSt: 4,64 € 

CDU-Geschenkband 

10mm x 25m 

Bestell-Nummer: 0306 
Preis je Rolle: 4,00 € 

inkl. MwSt: 4,64 € 

Siegelmarke „CDU" 
ovale Silberfolie 34 x 25 mm, Rolle ä 100 Stück 

Bestell-Nummer: 0307 
Preis je Rolle: 3,80 € 

inkl. MwSt: 4,41 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Bestellschein >     DU-Sekt 

CDU-Bundesgeschäftsstelle 
Bereich Produktion und Distribution 
Klingelhöferstraße8 
10785 Berlin 

Absender/KV-Nr. 
Rechnungsanschrift 

Lieferanschrift (falls nicht identisch) 

CDU-Verband oder Na CDU-Verband oder Na 

Ansprechpartner Ansprechpartner 

Bitte vollständig in Druckschrift ausfüllen. Sie erleichtern uns dadurch die Bearbeitung. 

CDU-FLASCHENPREIS:                         zzgl.MwSt. 

CDU-PRÄSENTKARTONPREIS:            zzgl. MwSt. 

Ohne                                                      (Flaschenlieferung erfolgt ohne Präsentkartons.) 

Kartonverpackung / 

Flaschengesamtpreis 

Versandkosten 

ohne Präsentkarton zzgl. MwSt. inkl. MwSt. o 
Karton / 33,60 € 

(6 Flaschen x 5,60 £) 7,50 € 41,10 € 47,68 € Karton € 

Karton/67,20 € 
(12 Flaschen x 5,60 €) 11,50 € 78,70 € 91,29 € Karton € 

Karton /100,80 € 
(18 Flaschen x 5.60 €) 15,50 € 116,30 € 134,91 € Karton € 

30-60 Flaschen 

..? Flaschen x 5,60 € 
pauschal 25,00 € Flaschenmenge: Stück € 

Kartonverpackung / 

Flaschengesamtpreis 

Versandkosten 

mit Präsentkartons 
zzgl. MwSt. inkl. MwSt. o 

Karton/33,60 € 
(6 Flaschen x 5.60 €) 

(inkl. 6 Präsentkartons) 16,70 € 50,30 € 58,35 € 
Karton € 

Karton/ 67,20 € 
(12 Flaschen x 5,60) 

(inkl. 12 Präsentkartons) 29,90 € 97,10 € 112,64 € Karton € 

Karton /100,80 € 
(18 Flaschen x 5.60 €) 

(inkl. 18 Präsentkartons) 43,10 € 143,90 € 166,92 € Karton € 

30-60 Flaschen/ 

..? Flaschen x 5,60 € 

pauschal 25,00 € 

..? Präsentkartons x 1,70 € * 

Flaschenmenge: 
Stück € 

» Präsentkartonmenge: 
Stück € 

• Größere Mengen -über 60 Flaschen - Transportkosten auf Anfrage. 

• Lieferung erfolgt per Paketdienst. Ab 30 Flaschen mit Spedition. Versand innerhalb von 5 Werktagen. 
» Bei einer Bestellmenge ab 30 Flaschen werden die Präsentkartons nur im gefalteten Zustand der Lieferung beigefügt. 
Auf Wunsch erhalten Sie die Sektflaschen direkt in Präsentkartons-zzgl. Konfekt ionierungskosten je Fl.:0,15€ und MwSt. 
» Präsentkartons können auch separat - ohne Sektflaschen - bestellt werden. (1,70 € je Stück zzgl. Versand und MwSt.) 
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Versektet und hergestellt in Deutschland - exklusiv für die CDU Deutschlands. 
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UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

Eiskratzer 

Bestell-Nummer: 9890 
Preis je 70 Stück: 45,00 € 
inkl. MwSt: 48,15 

BESTELLANSCHRlr"T 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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